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Der allgemeine Aufopferungsanspruch wegen eines hoheitli­
chen Eingriffs in die körperliche Unversehrtheit ist nicht auf 
den Ersatz materieller Schäden begrenzt, sondern umfasst 
auch nichtvermögensrechtliche Nachteile des Betroffenen 
(Aufgabe der früheren Senatsrechtsprechung, Urteil vom 
13. Februar 1956 - I I I  ZR 17554, B G H Z  20, 61, 68 ff.)...........  335

a) Bei der Erstellung eines amtlichen Lageplans nach § 3 
Abs. 3 Satz 1 der nordrheinwestfälischen Verordnung über 
bautechnischc Prüfungen vom 6. Dezember 1995 (GV NRW 
S. 2018) handelt der Öffentlich bestellte Vermessungsingeni­
eur in Ausübung eines öffentlichen Amtes i.S.d. § 839 Abs. 1 
BGB.
b) Soweit der Senat in seinem Beschluss vom 29. November 
2012 (III ZR 2112, NJW  2013,603 Rn. 7) für das Land Berlin 
entschieden hat, die Lageplanersrellung sei privatrechtlicher 
Natur, wird klargestellt, dass dies nicht für Lagepläne gilt, 
die gemäß § 3 Abs. 2 bis 6 der Verordnung über Bauvorlagen, 
bautechnische Nachweise und das Verfahren im Einzelnen 
vom 19. Oktober 2006 (GVBI. Berlin S. 1035) für die Beurtei­
lung von Bauvorhaben oder die Bearbeitung eines Bauantrags 
bei der Bauaufsichtsbehörde einzureichcn sind.
c) Die Abweisung einer Amtshaftungsklage wegen Eingrei­
fens einer anderweitigen Ersatzmöglichkeit nach § 839 Abs. 1 
Satz 2 BG B als »derzeit unbegründet« setzt voraus, dass die 
übrigen Tatbestandsvoraussetzungen des Amtshaftungsan­
spruchs erfüllt sind.
d) Sind mehrere Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 
in einer Arbeitsgemeinschaft oder Bürogemeinschaft zusam­
mengeschlossen, so haftet jeder von ihnen nur insoweit, als er in 
seiner Eigenschaft als Öffentlich bestellter Vermessungsinge­
nieur selbständig hoheitliche Aufgaben wahrgenommen hat. 344



28.
12. IX . 17 
X IZ R  590/15

a) Die Entgeltbestimmungen in dem Preis- und Leistungsver- 
zeichnis einer Sparkasse
-  »Unterrichtung über die berechtigte Ablehnung der Ein­
lösung einer SEPA-Basis-Lastschrift bei Postversand 5,00 «;
-  »Unterrichtung über die berechtigte Ablehnung der Aus­
führung (bei Postversand) einer Einzugsermächtigungs-/Ab- 
buchungsauftragslastschrift mangels Deckung 5,00 «;
-  »Unterrichtung über die berechtigte Ablehnung der Aus­
führung (bei Postversand) [ ...]  eines Überweisungsauftrages 
mangels Deckung 5,00 «;
sind gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1, § 675f Abs. 4 
Satz 2 BG B im Verkehr mit Verbrauchern unwirksam, wenn 
in die Entgeltberechnung Einzelkosten des Zahlungsdienst­
leisters eingeflossen sind, die nicht unmittelbar der Unterrich­
tung des Zahlungsdienstnutzers zugeordnet werden können
sow ie mit dieser nicht in einem  ursächlichen Zusam m enhang 
stehen und wenn das Entgelt nicht an den tatsächlichen K os­
ten der Bank ausgerichtet ist; Kosten, die für die Entscheidung 
über die Ausführung eines Zahlungsauftrages angefallen sind, 
haben daher außer Betracht zu bleiben.
b) Die Entgeltbestimmung in dem Preis- und Leistungsver­
zeichnis einer Sparkasse »Dauerauftrag: [...] Aussetzung/Lö­
schung 2,00 « ist gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BG B 
im Verkehr mit Verbrauchern unwirksam.
c) Die Bestimmung in dem Preis- und Leistungsverzeichnis 
einer Sparkasse, mit der diese uneingeschränkt für die Strei­
chung einer Wertpapierorder ein Entgelt in Höhe von 5,00 
in Rechnung stellt, ist gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 
BG B im Verkehr mit Verbrauchern unwirksam.
d) Zu den Anforderungen an den Wegfall der Wiederho­
lungsgefahr in Bezug auf die Verwendung unwirksamer All­
gemeiner Geschäftsbedingungen........................................ ........... 359
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